
Anlage 1 zu DS 1/2017 

 
 

2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen für 

straßenbauliche Maßnahmen und Kostenersatz für Grundstückszufahrten und 

Gehwegüberfahrten in der Stadt Prenzlau 

vom: .............. 
 

Aufgrund des § 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
vom 18.12.2007 (GVBL. I S. 286) und der §§ 1, 2, 8 und 10a des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG) vom 31.03.2004 
(GVBl I S. 174), jeweils in der zur Zeit geltenden Fassung, hat die 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Prenzlau in der Sitzung am                  
folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 

Die  „Satzung über die Erhebung von Beiträgen für straßenbauliche Maßnahmen 
und Kostenersatz für Grundstückszufahrten und Gehwegüberfahrten in der Stadt 
Prenzlau“ vom 08.11.2004, bekannt gemacht im Amtsblatt für die Stadt Prenzlau 
Nr. 06/2004, S. 5 ff., geändert durch die „1. Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Erhebung von Beiträgen für straßenbauliche Maßnahmen und Kostenersatz für 
Grundstückszufahrten und Gehwegüberfahrten in der Stadt Prenzlau“ vom 
17.02.2006, bekannt gemacht im Amtsblatt für die Stadt Prenzlau Nr. 02/2006, S. 7, 
wird wie folgt geändert: 

§ 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

Satz 2 „Dabei gelten als Vollgeschosse alle Geschosse, die nach landesrechtlichen 
Vorschriften Vollgeschosse sind“ wird ersetzt durch „Vollgeschosse im Sinne dieser 
Satzung sind Vollgeschosse nach den Vorschriften der Brandenburgischen 
Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. September 2008 (GVBl. I 
S. 226). Danach sind Vollgeschosse alle oberirdischen Geschosse, deren 
Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragt. 
Geschosse, die ausschließlich der Unterbringung technischer Gebäudeausrüstungen 
dienen (Installationsgeschosse) sowie Hohlräume zwischen der obersten Decke und 
der Bedachung, in denen Aufenthaltsräume nicht möglich sind, gelten nicht als 
Vollgeschosse.“ 

Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden zu den Sätzen 5 und 6. 
 

Artikel 2 

 
Der Bürgermeister wird ermächtigt, den Wortlaut der „Satzung über die Erhebung 
von Beiträgen für straßenbauliche Maßnahmen und Kostenersatz für 
Grundstückszufahrten und Gehwegüberfahrten in der Stadt Prenzlau“ in der vom 
Inkrafttreten dieser Änderungssatzung an geltenden Fassung im Amtsblatt für die 
Stadt Prenzlau bekannt zu machen.  
 

Artikel 3 

 
Diese Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 01.07.2016 in Kraft.  
 
 
Prenzlau, den 


